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Welcoming the wind!1 - Wo stehen Umweltprüfung und 
Naturschutz in der Folge der deutschen Offshore-Windkraft-
Strategie?

Welcoming the Wind! – Where are Environmental Assessment
and Nature Conservation Positioned after German 
Government's Strategy on the Use of Off-shore Wind Energy

Seit 2002 setzt Deutschland stark auf die Offshore-Windkraft, um die ehrgeizigen Ziele für den
Anteil von Erneuerbaren Energien zu erreichen. Die Beantragung von Offshore-Windparks ist in
der Seeanlagenverordnung geregelt. Die erforderlichen Datenerhebungen sind im Standardunter-
suchungskonzept des Bundesamts für Seeschifffahrt und Hydrogeographie festgelegt. Danach sind
Angaben insbesondere zu den Schutzgütern Benthos, Rastvögel, Vogelzug, Fische und Meeressäuge-
tiere erforderlich. Bisher wurden ca. 100 Offshore-Windparks beantragt. Deren (kumulative) Um-
weltbewertung fällt aber noch schwer. Auch weil kaum Erfahrungswerte in Deutschland vorliegen,
kann man in der Umweltprüfung wenig auf gesicherte Erkenntnisse zurückgreifen. Erst 2009 wurde
der erste Offshore-Windpark (Alpha Ventus) realisiert. Es mangelt auch an überzeugenden Bewer-
tungs- und Prognosemodellen. Eine Kompensation von Beeinträchtigungen findet für die Offshore-
Windkraft bis 2017 noch nicht statt. Um eine gewisse Lenkung der Entwicklung zu erreichen, wurde
2009 eine Raumordnung in der deutschen AWZ erlassen. Diese wurde einer Strategischen Umwelt-
prüfung unterzogen. Beides hat bisher nicht zu einer ähnlich raumwirksamen Lenkung geführt, wie
sie im Binnenland für die Windkraft in Deutschland recht stringent erfolgt ist. Wir befassen uns
kritisch mit den Inhalten und Wirkungsweisen und den Beurteilungskriterien der Umweltprüfung
für die Offshore-Windenergie in der deutschen AWZ.

Since 2002, Germany opts for off-shore wind energy in order to reach the ambitious target of
increasing the share of renewable energies. The licensing procedure is regulated by the Offshore
Installations Ordinance. The standard investigation concept issued by the Federal Maritime and
Hydrographic Agency defines the necessary data collection. In particular, data on the benthic
communities, resting migratory birds, fish and marine mammals need to be collected. Until now,
the applications for about 100 off-shore wind parks were handed in. The assessment of their
cumulative environmental effects, however, is still difficult. As there is hardly any experience in
Germany, the environmental assessment can not draw on previous findings. It was only in 2009
that the first off-shore wind park (Alpha Ventus) was implemented. Furthermore, convincing
evaluation and forecasting models are still lacking. Until 2017, there will be no compensation of
negative environmental effects of off-shore wind power. In order to control the development to a
certain degree, in 2009 a spatial plan was prepared for off-shore wind energy in the German
exclusive economic zone. This plan has been subjected to an SEA. However, both, the spatial plan
and the SEA, have not led to a similar stringent control of wind energy installations as in the
German inland. The authors critically consider the substance and the evaluation criteria of the SEA
for off-shore wind energy in the German exclusive economic zone.

Jens Lüdeke & 
Johann Köppel

Zusammenfassung

Abstract

inleitung
Deutschland hat sich zu einem

deutlichen Ausbau der Erneuerbaren
Energien (EE) verpflichtet. Dabei soll
beim Strom der Anteil der EE von heute
16 % auf bis zu 80 % bis 2050 steigen.
Der stärkste Zuwachs ist für die Off-
shore-Windenergienutzung geplant (bis
zu 25 % der gesamten Stromerzeugung,
BMU 2009). Die EE weisen bereits heute
einen Umsatz von über 30 Mrd. Euro auf
und geben über 300.000 Menschen Be-
schäftigung (BMU 2010). Einen herausra-

genden Anteil an dieser Entwicklung
trägt die Windenergie (Bruns et al.
2008, 2010).

Um die Ziele für die Offshore-Wind-
kraft (OWK) zu erreichen, wurde die
„Strategie der Bundesregierung zur
Windenergienutzung auf See“ entwickelt
(BMU 2002). Hierfür wurden Flächen
identifiziert, die als mögliche besonde-
re Eignungsflächen nach Seeanlagenver-
ordnung (SeeAnlV) für Offshore-Wind-
energie ausgewiesen wurden. 2009 wur-
de zusätzlich eine Raumordnung für die

deutsche Ausschließliche Wirtschaftszo-
ne (AWZ) der Nordsee (sowie 2010 für
die deutsche AWZ der Ostsee) mit natur-
schutzfachlichem Beitrag (Wende et al.
2007) beschlossen. Was die administra-
tive Abwicklung der Genehmigungsver-
fahren betrifft, wird Deutschland im in-
ternationalen Vergleich positiv bewer-
tet. So hat sich etwa die frühe Festle-
gung auf die federführende bzw. Geneh-
migungsbehörde und die Setzung von
Untersuchungsstandards als vorteilhaft
erwiesen (Portman et al. 2009). Aber Sc
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auch die finanzielle Förderung der Off-
shore-Windforschung und die Förderung
über die Finanzierung der Stromabnah-
me mittels des Erneuerbare-Energien-
Gesetzes (EEG) hat Deutschland zu einer
führenden Genehmigungslage bei der
windenergetischen Meeresnutzung ver-
holfen (vgl. BMU 2010).

So wurden bis 2010 schon 97 Off-
shore-Windparks (OWP) beantragt und
29 OWP genehmigt (vorwiegend in der
Nordsee). Für diese wurden umfangrei-
che Umweltverträglichkeitsprüfungen
(UVP) vorgelegt, deren Prognosen bisher
allerdings ohne hinreichende empiri-
sche Belege auskommen müssen. Dabei
werden für einen OWP Meeresflächen
von über 100 km2 in Anspruch genom-
men, und die Kabelanbindung erfolgt
häufig durch geschützte Gebiete.

Forschung zu den Umweltauswirkun-
gen der Offshore-Windkraft wurde in
Deutschland bereits vielfältig betrieben
(z. B. Zuccho et al. 2006a, 2006b). Seit
1988 wurden im Verantwortungsbereich
des Bundesumweltministeriums über 50
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben
vergeben, viele davon mit naturschutz-
fachlichem Schwerpunkt (Deutscher Bun-
destag 2009). Besonders umfangreich

sind die Untersuchungen zum 2009 er-
stellten Testfeld Alpha Ventus. Dort wer-
den derzeit erstmalig in der Betriebs-
phase eines OWP die Auswirkungen auf
Fische, Zugvögel und Säugetiere, Ben-
thosveränderungen, Habitatverluste und
Verhaltensänderungen von Rastvögeln
untersucht, unter besonderer Berück-
sichtigung der Betriebsschallwirkungen
(Dahlke & Blasche 2009). Aus Nachbar-
ländern wie Dänemark liegen auch schon
Ergebnisse zum Betrieb von OWP vor
(z. B. zu Horns Rev).

Rechtliche Rahmenbedingungen
bei der Genehmigung von 
Offshore-Windparks in der AWZ
Aufgrund von Steuerungsansätzen, wie
einer erhöhten Vergütung nach EEG ab-
hängig von der Küstenentfernung, sowie
flächendeckenden Schutzausweisungen
in der 12-Seemeilen-Zone werden OWP
in Deutschland fast ausschließlich in der
AWZ fernab der Küste geplant. Zugelas-
sen werden die OWP nach der SeeAnlV
durch das Bundesamt für Seeschifffahrt
und Hydrographie (BSH). Für den Bereich
des Naturschutzes ist in der AWZ das
Bundesamt für Naturschutz (BfN) zustän-
dig. Neben den ausgewiesenen Schutz-

gebieten sind dort bestimmte Biotope
(wie Sandbänke oder Riffe) automatisch
über § 30 BNatSchG geschützt. Auch das
Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprü-
fung (UVPG) greift in der AWZ (§ 2a See-
AnlV, Langenheld et al. 2002). Verzichtet
wurde im Bereich der AWZ auf das In-
strument der Landschaftsplanung (§ 56
BNatSchG), die Eingriffsregelung wird
erst zeitversetzt ab 2017 in Kraft treten.

Seeanlagenverordnung 
Die Genehmigung von OWP ist eine ge-
bundene Entscheidung, d. h. es besteht
ein Rechtsanspruch auf Genehmigung,
sofern dieser keine der in § 3 SeeAnlV
genannten Belange entgegenstehen. Die-
se umfassen die allgemeinen Forderun-
gen, dass „keine Gefährdung der Mee-
resumwelt eintritt“ oder keine „sonsti-
gen überwiegenden öffentliche Belange“
bzw. „die Erfordernisse der Raumord-
nung“ der Genehmigung entgegenstehen
(Langenheld et al. 2004). Wann von einer
Gefährdung der Meeresumwelt auszuge-
hen ist, bleibt allerdings interpretati-
onsbedürftig (Peters et al. 2008). Anzu-
nehmen ist z. B., dass nicht die Gefähr-
dung einzelner Individuen gemeint sein
kann, sondern dies erst ab einer popula-Sc
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! ! ! ! geplant
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http://www.bsh.de/de/Meeresnutzung/Wirtschaft/CONTIS-Informationssystem/index.jsp

Externe Datenquellen:
Elsam A/S (DK)
Rijks Waterstaat (NL)

Abbildung 1: OWP in der deutschen AWZ in der Nordsee (BSH 2010a)



tionsrelevanten Beeinträchtigung cha-
rakteristischer Arten der Fall ist. Als Re-
gelbeispiele für die Gefährdung der
Meeresumwelt werden in § 3 S. 2 See-
AnlV die „Verschmutzung der Meeresum-
welt“ oder die „Gefährdung des Vogel-
zugs“ genannt. Versagt werden kann die
Genehmigung nur, wenn die Gefährdung
nicht durch Auflagen (wie z. B. Schall-
schutz für die Schweinswale oder Ver-
meidung von Zugvögelkollisionen) ver-
hindert oder ausgeglichen werden kann.

FFH-Verträglichkeitsprüfung (§ 34
BNatSchG n. F.)
In der deutschen AWZ sind über 30 %
der Fläche als Flora-Fauna-Habitat- oder
Vogelschutzgebiet ausgewiesen (Krause
& Nordheim 2008). Sobald ein beantrag-
ter OWP erhebliche Auswirkungen auf
ein solches Gebiet haben könnte, ist im
Zulassungsverfahren nach SeeAnlV auch
eine FFH-Verträglichkeitsprüfung durch-
zuführen (auch im Zusammenwirken mit
anderen OWP). Beurteilungskriterien
hierfür sind die für das Gebiet festge-
legten Erhaltungsziele und maßgebli-
chen Bestandteile. Dies sind in den
Meeresschutzgebieten z. B. Riffe, Sand-
bänke, Seetaucher oder Schweinswale.

Artenschutz (§ 44 BNatSchG n. F.)
Auch der Artenschutz stellt einen der
Genehmigung entgegenstehenden öf-
fentlichen Belang i.S.v. § 3 S.1 SeeAnlV
dar. Nach den Vorgaben von § 44 BNat-
SchG ist zu prüfen, ob gegen das Verbot
des Tötens oder Verletzens oder gegen
das Störungsverbot verstoßen wird oder
ob eine Beschädigung einer Brut- oder
Raststätte droht.

Dabei ist die Beschädigung oder
Zerstörung bestimmter Fortpflanzungs-
und Ruhestätten in der deutschen AWZ
nicht anzunehmen. Es findet dort kein
Brutgeschehen geschützter Vogelarten
statt, und die Fortpflanzungsstätten ge-
schützter Meeressäuger, wie der
Schweinswale, lassen sich nur schwer
abgrenzen. Besonders relevante Gebiete
haben zudem in Deutschland bereits
durch das Gebietsregime der FFH-RL ei-
nen besonderen Schutz erfahren. Die in
§ 44 BNatSchG verbotene Tötung und
Verletzung von besonders geschützten
Arten könnte allerdings beim Vogelzug
angenommen werden. Ob dieses Tö-
tungsrisiko jedoch, wie vom BVerwG ge-
fordert (etwa im Urteil BVerwG vom
12.03.2008 9 A 3/06), aufgrund des
Standorts der Anlage in signifikanter

Weise erhöht ist, kann bisher noch nicht
hinreichend beurteilt werden.

Bleibt letztlich v. a. das Störungs-
verbot nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG,
das bei OWP in der AWZ einschlägig sein
dürfte. Diese Störung ist aber nur ver-
boten, wenn sich der Erhaltungszustand
der lokalen Population verschlechtert.
Unklar bleibt aber auch hier, wie hoch
das Beweismaß für das Vorliegen einer
populationsrelevanten Störung sein
muss. Reicht allein die Möglichkeit einer
Verschlechterung des Erhaltungszu-
stands der lokalen Population oder ist
eine bestimmte Mindestwahrscheinlich-
keit der Schädigung erforderlich?

Zur Sicherung der kontinuierlichen
ökologischen Funktionalität können vor-
gezogene artenschutzrechtliche Aus-
gleichsmaßnahmen (continous ecological
functionality measures – CEF-Maßnah-
men) festgesetzt werden, deren Wirk-
samkeit allerdings bereits zu Beginn der
Beeinträchtigung dargelegt werden
muss. Dies ist in den bisherigen Geneh-
migungsverfahren noch nicht geschehen
und erscheint auch wegen der hohen An-
forderungen noch schwierig. Bei der
Vielzahl von OWP könnte aber in Zukunft
ein Verstoß gegen europäisches Arten- Sc
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schutzrecht festgestellt werden. Aller-
dings ist bisher unklar, welche der Pro-
jekte tatsächlich einmal umgesetzt wer-
den. Die Ausnahmegründe für den Arten-
schutz nach § 45 Abs.7 BNatSchG können
dabei in der Regel als gegeben einge-
stuft werden (Alternativlosigkeit und ein
überwiegendes öffentliches Interesse).
Ob sich allerdings der Erhaltungszustand
der betroffenen Population nicht ver-
schlechtert (als Voraussetzung der Aus-
nahme), hängt stark von der zu betrach-
tenden Bezugspopulation ab.

Strittig ist hierbei, was als Bezugs-
population anzunehmen ist, das nationa-
le Hoheitsgebiet oder die gesamte nord-
westeuropäische Population. Bisher ist
weiterhin ungeklärt, welche Anlagen ku-
mulativ zu betrachten sind und ab wel-
cher Grenze eine Störung zu erwarten
ist. Oftmals ist dabei das 1-%-Kriterium
genannt worden (so in mehreren Geneh-
migungen, z. B. Sandbank 24, BSH 2004).
Auch ist das BSH (parallel bzw. alternativ
dazu) zu einem Ausschluss von Wind-
parks im Hauptrastgebiet von Seetau-
chern übergegangen (so in der Genehmi-
gung zu Veja Mate, BSH 2009a). Zukünf-
tig könnten zur Kompensation im Rah-
men des Ausnahmeverfahrens zur Siche-
rung des Erhaltungszustands auch FCS-
Maßnahmen (measures to ensure the
favourable conservation status) beauf-
lagt werden. Diese haben weniger strik-
te Anforderungen als CEF-Maßnahmen
(KOM 2007). Solche Auflagen wurden
aber in den bisherigen Genehmigungs-
verfahren nicht gemacht, da man bisher
von einem Verstoß gegen europäisches
Artenschutzrecht nicht ausging.

Umweltschadensgesetz (§ 19 i. V. m.
§ 58 Abs. 1 BNatSchG n. F.)
Das Umweltschadensgesetz (USchadG)
hat in der bisherigen (Genehmigungs-)
Praxis noch wenig Wirkung entfaltet. Im
Hinblick auf mögliche Haftungsrisiken
aus dem USchadG und eröffneten Frei-
stellungsmöglichkeiten im Interesse des
Vorhabenträgers kann jedoch in Zukunft
auch bei der Umweltprüfung von OWP
das USchadG und damit eine sorgfältige
Sachverhaltsermittlung eine Rolle spie-
len (Bruns et al. 2009).

Eingriffsregelung (§ 13ff. bzw. § 56
Abs. 2 BNatSchG n. F.)
Das novellierte BNatSchG führt zwar
auch die Eingriffsregelung in der AWZ
ein. Die vorübergehende Ausnahmerege-
lung für die OWK (bis 2017) geschah
wohl aus Überlegungen, hier nicht
unnötige Hürden für deren Entwicklung
zu schaffen. Für die Erweiterung der
Eingriffsregelung auf die AWZ bedarf es
allerdings erst noch einer methodischen
Weiterentwicklung. Einerseits sind die
Eingriffe im Meer technisch ganz anders

gelagert als an Land, und die natürlichen
Gegebenheiten sind dort völlig andere.
Es fehlt bisher an einer Methode, diese
angemessen zu beurteilen. Unklar ist
bisher auch, in wie weit man Beein-
trächtigungen im Meer (mit räumlichem
und funktionellem Bezug) ausgleichen
kann.

Gesetzlich geschützte Biotope 
(§ 30 BNatSchG)
Aber nicht nur die Eingriffsregelung hat
nun in der AWZ Gültigkeit, auch die
Schutzvorschriften für die gesetzlich 
geschützten Biotope sind auf diesen
Meeresbereich ausgedehnt worden. So
werden in § 30 Abs. 2 S. 6 genannt: „Rif-
fe, sublitorale Sandbänke, Schlickgründe
mit bohrender Bodenmegafauna sowie
artenreiche Kies-, Grobsand- und Schill-
gründe im Meeres- und Küstenbereich“.

Fortan werden diese Biotope in der
AWZ also automatisch gesetzlich ge-
schützt und Handlungen, die zu einer
Zerstörung oder einer sonstigen erheb-
lichen Beeinträchtigung führen, sind
verboten. Nach § 30 Abs. 3 BNatSchG
kann von diesen Verboten nur dann eine
Ausnahme erteilt werden, „wenn die Be-
einträchtigungen ausgeglichen werden
können.“ Für einen solchen Ausgleich
bedarf es aber eben noch eines Kon-
zepts. Bisher sind die Vorkommen der
gesetzlich geschützten Biotope in der
AWZ zudem noch wenig bekannt.

Schutzgebietsausweisungen 
(§ 57 BNatSchG)
Große Teile der AWZ sind in Deutsch-
land unter Schutz gestellt worden (nun-
mehr nach § 57 BNatSchG). Der Anteil der
geschützten Fläche beträgt in der AWZ
der Ostsee über 40 % und in der AWZ
der Nordsee über 30 % (Krause & Nord-
heim 2008). Dieser Umfang ist v. a. dann
respektabel, wenn man ihn mit den 
0,5 % an geschützten Meeresflächen
weltweit vergleicht. Die Bundesrepublik
hat damit die internationalen Vorgaben
zahlreicher Abkommen zum Meeres-
schutz (z. B. OSPAR, HELCOM) bisher vor-
bildlich umgesetzt. Inwieweit derartige
Ausweisungen aber zur Einschränkung
von Nutzungen in diesen Gebieten
führen können, bleibt unklar. Nach 
§ 57 Abs. 3 BNatSchG ist z. B. die Be-
schränkung der Schifffahrt und der Fi-
scherei wegen der internationalen
rechtlichen Vorgaben schwer möglich.
Bodenabbau, Leitungsverlegung oder die
Energiegewinnung sind auch zulässig
(wenn eine FFH-Verträglichkeit nach § 34
festgestellt wurde). Auch breit angelegte
Forschungsvorhaben, die sich mit der
Möglichkeit der Einschränkung der
Fischereinutzung insbesondere juris-
tisch beschäftigen, bleiben in ihren Er-
gebnissen diesbezüglich wenig auf-

klärend (ICES & BfN 2009). Jedoch
schließt § 31 EEG bislang wirksam steu-
ernd eine Vergütung für OWP, die nach
dem Jahr 2004 in Schutzgebieten geplant
wurden, aus. Frühe Planungen, wie der
OWP Butendiek, der in einem FFH-Gebiet
liegt, sind davon allerdings ausgenom-
men.

Umweltprüfung offshore
Nach § 2 a SeeAnlV ist für OWP eine UVP
vorgeschrieben, die bei der Genehmi-
gung durch das BSH zu berücksichtigen
ist.

Umfangreiche Bestandsaufnahme bei
der UVP offshore
Für die Antragsunterlagen wurde das
„Standarduntersuchungskonzept für die
Untersuchung und Überwachung der Aus-
wirkungen von Offshore-Windenergie-
anlagen auf die Meeresumwelt“ (StuK,
BSH 2007) erarbeitet. Für die UVP legt es
umfangreiche Erfassungsvorgaben (wie
Schiffsmonitoring, Flugzeugmonitoring
mit jeweiligen Angaben zur Aufnah-
mehäufigkeit und Transektabständen)
fest. Die Schutzgüter und die bau-, anla-
gen- und betriebsbedingten Wirkfakto-
ren von OWP sind darin umfassend be-
schrieben. Beurteilungskriterium für die
Umweltauswirkung ist, ob die Mee-
resumwelt im Sinne der SeeAnlV gefähr-
det werden könnte (vgl. Köller et al.
2006). 

Die ökologischen Untersuchungen
werden prozessual in verschiedenen
Phasen erarbeitet (Zeiler et al. 2005). In
der UVS werden nicht nur im Vorhaben-
gebiet, sondern auch in einem Referenz-
gebiet schutzgutspezifische Erforschun-
gen durchgeführt. Dafür werden z. B. hy-
droakustische Verfahren und Benthosun-
tersuchungen mit Bodengreifern durch-
geführt. Die Fauna wird in ihrem jahres-
zeitlichen Verlauf mindestens zwei voll-
ständige Jahre aufgenommen. Neben Be-
fischungen finden schiffs- und flugzeug-
gestützte Vogel- und Meeressäugerzäh-
lungen statt. Beim Erörterungstermin
werden diese Unterlagen diskutiert und
daraufhin die Bewertung der Umwelt-
auswirkungen durch das BSH vorgenom-
men und bei der Genehmigungsentschei-
dung berücksichtigt. In der Genehmi-
gung werden dafür i. d. R. Nebenbestim-
mungen zum Schutz der Meeresumwelt
erlassen. Zur Phase der Bauüberwachung
ist man bisher selten gekommen (insbes.
bzgl. Rammschall, Schweinswale), 2010
befindet sich erst der dritte OWP in Bau.
Auch in der Betriebsphase müssen die
Auswirkungen des Betriebs auf die Mee-
resumwelt im Vorhabengebiet und im
Referenzgebiet untersucht werden (hier
kann insbesondere der Lebensraumver-
lust für Rastvögel, wie dem Seetaucher,
eine Rolle spielen).Sc
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Schwierige Bewertung bei der UVP
offshore
Bei der Bewertung in der UVS wird in
der Praxis für jedes Schutzgut eine or-
dinal skalierte Stufe möglicher Gefähr-
dung durch das Vorhaben ermittelt und
dann mit der Gesamtwirkung des Vorha-
bens auf das Schutzgut verbunden (vgl.
Morkel 2006). Eine Bewertung nach § 12
UVPG ist wegen der unklaren Bewer-
tungsmaßstäbe in der SeeAnlV („Gefähr-
dung der Meeresumwelt/des Vogelzugs“)
aber letztlich sehr unbestimmt. Auch die
Verfahrens- und Untersuchungsanforde-
rungen des StUK legen keine Vorgaben
fest, wie die aufgenommenen Daten in
der UVP und im Genehmigungsverfahren
in die Bewertung einfließen sollen
(Feldt 2003: 237 ff.). Bisher wird vom
BSH nur eine Bewertung des Bestands
der Schutzgüter gefordert (BSH 2007: 5).
Dieses früh festgestellte Manko für eine
standardisierte UVP (vgl. SRU 2003) wur-
de in einem Forschungsvorhaben der TU
Berlin anhand einer Fallstudienanalyse
verschiedener UVS und Genehmigungs-
bescheide bezüglich der „Gefährdung
der Meeresumwelt“ (Peters et al. 2008;
Morkel 2006) bestätigt und dabei Lö-
sungsansätze aufgezeigt.

Lessons to be learned
Ein Ergebnis der oben genannten Fall-
studienanalyse des Forschungsprojekts
(Peters et al. 2008) war, dass in den UVS
andere Bewertungsmethoden angewen-
det wurden als in den Genehmigungsbe-
scheiden. Eine bessere Angleichung der
Untersuchungen in den UVS mit den In-
halten der Genehmigungen würde dazu
beitragen, die UVS als Grundlage für die
Genehmigung transparenter verwenden
zu können.

Weiterhin fehlt es weitgehend an
Schwellenwerten für die „Erheblichkeit“
der Umweltwirkungen, und der notwen-
dige Detaillierungsgrad (Artengruppen,
Arten, Populationen, lokale Vorkommen)
sollte geklärt werden. Auch die Bewer-
tungskriterien sollten klarer werden:
Reicht eine Populationsdichte-Reduzie-
rung oder geht es um den Verlust ganzer
Populationen, um einen Schaden nach
SeeAnlV festzustellen? Ist bereits die
Verdrängung von Individuen ausschlag-
gebend oder erst der tatsächliche Ver-
lust? Letztlich geht es um Schwellen der
Erheblichkeit, um eine Unzulässigkeit zu
definieren. Man sollte sich dabei auf die
entscheidungsrelevanten Beeinträchti-
gungskomplexe konzentrieren, eine kon-
sequente methodische Durchgängigkeit
des fachlichen zum rechtlichen Bewer-
tungsprozesses herstellen und sich auf
hinreichend klare Bewertungsmaßstäbe
und -methoden verständigen.

Wie herausfordernd eine auch
(semi-)quantitative Herangehensweise

bleibt (vgl. TU Berlin 2006), erkennt man
auch anhand der viel diskutierten Frage
des Grenzwerts für Unterwasserschall,
der international schon seit Längerem
geregelt werden soll (Markus 2010). Den-
noch machen es sich Masden et al. (2010)
wohl zu leicht, wenn sie jedwede geneh-
migungsrelevante Bewertungsdiskussion
ins Reich politischer Entscheidungen
verweisen. Einen interessanten modell-
basierten Forschungsbeitrag zur Mög-
lichkeit, Auswirkungen auf die Mee-
resumwelt zu bewerten, haben auch
Burkhard et al. (2010) vorgelegt. Es müs-
sen jedoch noch weitere Schritte zur
Vereinheitlichung dieser Bewertungs-
modalitäten ergriffen werden, insbe-
sondere wenn eine internationale Ver-
gleichbarkeit (z. B. für die kumulative
Auswirkungsbetrachtung) erreicht wer-
den soll. Weiterhin sollten Möglichkeiten
untersucht werden, festgestellte Beein-
trächtigungen der Meeresumwelt zu
kompensieren. Dies kann über die Ein-
griffsregelung nach BNatSchG erfolgen,
aber auch über artenschutzrechtliche
CEF- oder FCS-Maßnahmen.

Die Strategische Umweltprüfung
offshore
Die Raumordnung in der AWZ
2009 hat das Bundesministerium für
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung nach
§ 18 a des Raumordnungsgesetzes (ROG)
die Raumordnung in der AWZ der deut-
schen Nord- und Ostsee in Rechtsverord-
nungen beschlossen. Dadurch werden
planungsrechtliche Grundlagen für die
Nutzungen in der AWZ geschaffen. Man
versuchte hiermit u. a., die große Men-
ge an Planungen von Offshore-Wind-
parks, die durch die gebundenen Ent-
scheidungen nach SeeAnlV bewirkt wur-
de, in geordnete Bahnen zu lenken. 

Dafür wurden Vorranggebiete für
die Nutzung der Offshore-Windenergie,
für die Schifffahrt sowie für die Verle-
gung von Rohrleitungen und Seekabeln
festgelegt. Auf Vorranggebiete für den
Naturschutz wurde verzichtet. Der
Raumordnungsplan AWZ Nordsee räumt
der OWK in drei Vorranggebieten in der
Nordsee und zwei Gebieten in der Ost-
see höchste Priorität ein. In diesen fest-
gelegten Gebieten werden andere Nut-
zungen ausgeschlossen, wenn sie mit der
Windkraftnutzung in Konflikt stehen. Die
FFH- und Vogelschutzgebiete wurden le-
diglich nachrichtlich dargestellt, eine
Gebietszuweisung nach den Kategorien
des ROG erfolgte nicht. Hauptstreitpunkt
bei Aufstellung der Raumordnung aus
Naturschutzsicht war, ob außerhalb der
Vorranggebiete weitere Windparks ge-
nehmigt werden dürfen oder ob dies
dort ausgeschlossen ist. Bereits geneh-
migte oder „planungsrechtlich verfes-
tigte“ Standorte hatten ohnehin Be-

standskraft, aber auch die Mehrzahl der
nach Aufstellung der Raumordnung be-
antragten Windparks befindet sich
außerhalb der Vorranggebiete. Die
Raumordnung legt für die Windkraftnut-
zung lediglich allgemeine Regeln fest:
Danach dürfen diese die Sicherheit des
Schiffsverkehrs nicht beeinträchtigen
und vorhandene Rohrleitungen und See-
kabel müssen berücksichtigt werden. In
Natura-2000-Gebieten sind Windparks
nicht zulässig, außer wenn sie (wie der
OWP Butendiek) bereits genehmigt wur-
den. Bereiche mit besonderer Wichtig-
keit (z. B. als Rastgebiete oder für den
Vogelzug) fanden keine raumordnerische
Berücksichtigung.

Naturschutzfachliche Kriterien und 
SUP für die Raumordnung in der AWZ
Eigentlich wäre für die Beurteilung der
Raumordnung in der AWZ die Land-
schaftsplanung prädestiniert. Diese ist
jedoch im neuen BNatSchG als Instru-
ment in der AWZ ausdrücklich ausge-
schlossen (§ 56 Abs. 1 BNatSchG). In ei-
nem F&E-Vorhabens des BfN wurden
stattdessen an der TU Berlin sowohl
rechtliche als auch fachliche Anforde-
rungen und Kriterien entwickelt, die die
Belange des Meeresnaturschutzes für
den Raumordnungsprozess aufbereiten
und operationalisieren (Wende et al.
2007). Dieses Forschungsprojekt wurde
im Laufe des Planungsprozesses in einen
naturschutzfachlichen Planungsbeitrag
des BfN überführt (TU Berlin & BfN
2006). Ein Vorschlag lautete dabei, dass
auch Vorrang-, Vorbehalts- und Eig-
nungsgebiete zum Schutz der Meeresum-
welt eingerichtet werden können. Insbe-
sondere der Vogelzug (mit über 10 Mil-
lionen Zugvögeln allein über der Deut-
schen Bucht, BfN 2006) stellt ein beson-
deres Schutzgut zur naturschutzfachli-
chen Beurteilung von Gebieten in der
AWZ dar (siehe § 3 SeeAnlV).

Für Planungsverfahren wie die
Raumordnung der AWZ ist weiterhin ei-
ne Strategische Umweltprüfung (SUP, 
§ 14 a-n UVPG) vorgeschrieben. So wur-
de parallel zum naturschutzfachlichen
Beitrag die Raumordnung in der AWZ ei-
ner SUP unterzogen. Erfahrungen dazu
liegen schon aus anderen Ländern vor,
wie z. B. aus Großbritannien (Sheate et
al. 2004). In Deutschland wurde für die
SUP ein Forschungsvorhaben zur Erar-
beitung ausgereifter Handlungsanleitun-
gen im Bereich der AWZ durchgeführt
(Schomerus et al. 2006).

In der SUP wurde auch eine Alterna-
tivenbetrachtung durchgeführt. Diese
bestand allerdings lediglich in der Al-
ternative, die Raumordnung gar nicht
durchzuführen. Nicht berücksichtigt
wurde die Alternative, sie stringenter zu
fassen oder den Status quo (der derzei- Sc

hw
er

pu
nk

t

UVP-REPORT 24 · AUSGABE 3 | 2010 113

Schwerpunktthema



Sc
hw

er
pu

nk
t

Schwerpunktthema

Abbildung 3: Raumordnungsplan für die deutsche AWZ der Nordsee - Kartenteil (BSH 2009b)

114



Sc
hw

er
pu

nk
t

115

Schwerpunktthema

Abbildung 4: Raumordnungsplan für die deutsche AWZ der Ostsee - Kartenteil (BSH 2009c)



tigen Meeresnutzung) beizubehalten.
Weiterhin wurden eine Prüfung der FFH-
Verträglichkeit durchgeführt und mögli-
che Vermeidungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen sowie ein Monitoring zur Über-
wachung der Umweltsituation beschrie-
ben (vgl. Schomerus et al. 2006).

Die Ergebnisse der SUP für die
Raumordnung in der AWZ konnten nicht
überraschen. Sie unterschieden sich we-
nig von den prognostizierten Umwelt-
auswirkungen auch einzelner OWP und
litten wie diese unter den bisher defi-
zitären empirischen Erkenntnissen zu
den Umweltauswirkungen von OWP. So
hat die SUP für die Erstellung der
Raumordnung entsprechend auch nur
wenig lenkende Wirkung entfaltet, im
offensichtlichen Gegensatz zu den Wind-
eignungs- und -vorranggebieten im Bin-
nenland – nicht zuletzt, weil keine Kon-
zentrationswirkung für Windparks in
den auszuweisenden Vorranggebieten in
der AWZ besteht.

Lessons to be learned
Für die zukünftige Raumordnung, die
SUP und den Naturschutz in der AWZ
sollte sichergestellt werden, dass wich-
tige Aufzucht-, Rast- und Rückzugsgebie-
te schutzwürdiger Arten von störenden
Nutzungen freigehalten werden (wie
dies durch die Festlegung eines
Hauptrastgebiets für den Seetaucher
zwischenzeitlich bereits praktiziert
wurde, siehe Abb. 5 und BSH 2009b). Es
sollten Lebensräume gefährdeter Tier-
und Pflanzenarten, des Benthos sowie

bedeutende Vogelzugkorridore auch
außerhalb geschützter Meeresflächen
vor Nutzungen, die diese Lebensräume
oder deren Funktionen beeinträchtigen
können, geschützt werden können (durch
die Ausweisung als Vorranggebiet Na-
turschutz oder zumindest als Vorbe-
haltsgebiet). Eine Abgrenzung von
Hauptkonzentrationsgebieten für be-
stimmte Tierarten als Ausschlussgebiete
für die Offshore-Windkraft scheint sinn-
voll.

Unvermeidbare Belastungen des Na-
turraums sind auszugleichen (§ 56 BNat-
SchG n. F.). Dafür könnte z. B. (im Ein-
klang mit dem Europäischen Gemein-
schaftsrecht) zukünftig darauf hinge-
wirkt werden, dass besondere Fang-
schutzgebiete (z. B. in FFH-Gebieten)
eingerichtet werden können, die auch
Beeinträchtigungen von Rastvögeln kom-
pensieren könnten.

Zwischen-Resümee für 2010
Deutschland ist bisher nur auf dem Pa-
pier Vorreiter in Sachen Offshore-Wind-
energie. Im internationalen Vergleich
wurde 2010 erst spät der erste OWP ein-
geweiht. Zwei weitere befinden sich
derzeit in Bau. Über Umweltauswirkun-
gen wurde viel geforscht, die Ergebnis-
se haben allerdings noch nicht in aus-
reichendem Maß zu einer überzeugen-
den Praxis bei der Umweltprüfung ge-
führt. Dafür müssen insbesondere noch
Monitoring-Ergebnisse der Auswirkun-
gen der ersten nationalen OWP bewertet
werden. Dann sollten in den Umweltprü-

fungen harmonisierte Prognosemodelle
und Bewertungsmaßstäbe etabliert wer-
den. Auch für ein Modell, wie Beein-
trächtigungen der Meeresnatur und -um-
welt durch Kompensationsmaßnahmen
ausgeglichen werden können, ist die Zeit
reif. Zwar sind über 30 % der AWZ un-
ter Schutz gestellt worden. Aber nicht
zuletzt eine wirksamere Steuerung der
Offshore-Windenergie durch eine Kon-
zentrationswirkung in der Raumordnung
sollte dies umweltverträglich gewähr-
leisten und sie zu dem erhofften und zu
begrüßenden Standbein der deutschen
Erneuerbare-Energien-Strategie werden
lassen.

Anmerkung
1 Für die freundliche Schlagzeile bedanken wir
uns bei den Schöpfern dieses Bilds: Bohn &
Lant (2009). 
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